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Per VIIIo Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat 
auf die mündliche Verhandlung vom 28* September 1970 
unter Mitwirkung des Senatspräsidenten Br* Haidinger 
sowie der Bundesrichter Pr» Belhaarp Br* Mezger,
Bro Messner und Br* Hiddemann

für Recht erkannt;

Auf die Revision des Klägers wird das 
Urteil des 11 * Zivilsenats des Oberlan­
desgerichts Stuttgart vom 11„ Juni 1968 
aufgehoben*

Bie Sache wird zur anderweiten Verhand­
lung und Entscheidung;, auch über die Ko­
sten der Revision, an den 5* Zivilsenat 
des Berufungsgerichts zurückverwiesen*

Von Rechts wegen

Der Kläger kaufte nach zwei Probefahrten am 8, 
März 1962 bei der Niederlassung der Beklag­
ten einen bereits als Vorführwagen gebrauchten Pkw 
Mercedes Benz 220 SE* Bei der zweiten Probefahrt war 
ein Rattergeräusch an den Vorderrädern festgestellt 
worden* Bas Fahrzeug wurde daraufhin, nachdem der Fi­
lialleiter Maske der Beklagten bei einer weiteren Pro-
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befahrt ein zu festes Ansprechen der Bremsen bean­
standet hatte, in der Niederlassung der
Beklagten überprüfte Dabei wurden nach der Peststel­
lung des Berufungsgerichts die Bremsen des Fahrzeugs 
auf einem Kollenbremsprüfstand nachgesehen, Am 21»
März 1962 wurde das Fahrzeug an den Kläger ausgelie­
fert , Auf der Rückfahrt von der Zulassungsstelle 
nach ü S H H B ,  bei der der Verkaufsleiter H e H H  
der Beklagten den Kläger begleitete, kam es auf der 
Autobahn zu einem Verkehrsunfall, Als sich der Klä­
ger mit einer Geschwindigkeit, die er selbst mit et­
wa 120 km, der Zeuge HeflIP mit 150 km angibt, an­
schickte, eine vor ihm fahrende Kolonne mehrerer Last­
kraftwagen zu überholen und er sich dieser auf etwa 
150 m genähert hatte, scherte plötzlich der letzte 
dieser Lastkraftwagen nach linke auf die Dberhol- 
fahrbahn aus» Der Kläger, der sich schon auf der Über­
holfahrbahn befand, steuerte daraufhin sein Fahrzeug 
auf die rechte Fahrbahn und bremste es ab« Ob er 
stark oder nur wenig stark gebremst hat, ist strei­
tig, Der Kraftwagen kam dabei ins Schleudern, fuhr 
Über den Grünstreifen und kippte auf der entgegenge­
setzten Fahrbahn um. Der Kläger wurde schwer, der 
Zeuge HeflHi leicht verletzt.

Der Kläger ließ, da er vermutete, die Bremsen 
der Vorderräder hätten nicht gleichmäßig gewirkt, 
den Kraftwagen am 3- April 1962 durch den Sachver­
ständigen für Kraftfahrwesen Dipl,-Ing, HöPPPPI un­
tersuchen, Dieser Sachverständige kam zu dem Ergeb­
nis, die Bremswirkung des linken Vorderrades setze-, 
sofort, die des rechten erst bei stärkerem Druck ein,



worin die Ursache dafür, daß der Kraftwagen beim 
Bremsen nach links gezogen sei, gesehen werden kön­
ne» Der Kläger ließ daraufhin das beschädigte Fahr­
zeug am 4» Juli 1962 nochmals durch den Lehrbeauf­
tragten für Kraftfahrv/esen an der Technischen Hoch­
schule n m K m m  Professor B o ®  untersuchen» Dieser 
kam zu dem Ergebnis, daß die Bremsanlage keine Feh­
ler aufweise» Er meinte, daß bei dem angeblich da­
mals eingebauten Unterdruckverstärker eine plötzli­
che, mit hohem Kraftaufwand durchgeführte Notbrem­
sung die Gefahr des Blockierens der Bäder und des 
Gleitens des Fahrzeuges vergrößert habe, und vermute­
te, der Kläger habe die Bremse in dieser Form betä­
tigt» Inr:August 1962 ließ der Kläger bei der Nieder­
lassung der Beklagten das Fahrzeug reparie­
ren» Die Kosten hat er bezahlt» Im Januar und Fe­
bruar 1963 ließ der Kläger das Fahrzeug nochmals 
von Professor B o ®  unter Beteiligung der I-Iaterial- 
prüfungsanstalt und durch den Sachverstän­
digen für Kraftfahrzeug- und Verkehrsfragen Dipl»-Ing» 
H e ® ®  untersuchen» Beide Sachverständige kamen zu 
dem Ergebnis,daß die Rückholfeder der Nachstellvor­
richtung der Bremse des rechten Vorderrades zu stark 
sei, so daß zur Bremswirkung etwa die doppelte Kraft 
erforderlich sei wie bei dem linken Vorderrad» Die 
Bremswirkung setze deshalb bei leichtem Bremsen zu­
nächst nur links ein, was zum Ausbrechen des Fahr­
zeuges nach links geführt haben könnte»

Mit der Behauptung, die Bremsanlage des Fahr­
zeuges habe Mängel aufgewiesen, dadurch sei der Un­
fall verursacht worden, verlangt der Kläger von der
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Beklagten Schadensersätze, Br begehrt die Verurtei­
lung der Beklagten zur Zahlung eines Betrages von 
14 374? 95 DM und eines angemessenen5 im zweiten 
Rechtszuge mit über 4 850?94 DM bezifferten Schmer­
zensgeldes sowie die Feststellung der weiteren Scha­
densersatzpflicht o

Das Landgericht und das Oberlandesgericht ha­
ben die Klage abgewieseno

Mit der Revision verfolgt der Kläger den Kla­
geanspruch weiter«, Die Beklagte beantragt, die Re­
vision zurückzuweiseno

A«,

Der Kläger führt die ungleichmäßige Bremswir­
kung? die den Unfall zur Folge gehabt haben soll, 
wahlweise auf folgende Ursachen zurück? Entweder ha­
be die von der Beklagten in die hier infrage stehen­
de Kraftfahrzeugserie als Heukonstruktion eingebaute 
automatische Hachstellvorrichtung der Bremsen einen

aufgewiesen o Die Fehlkonstruk­
tion liege darin, daß die automatische Hachstellvor­
richtung gegen Erschütterungen, wie sie auf der Stra­
ße unvermeidbar sind, anfällig sei und bei einer Prü­
fung auf dem Rollenprüfstand nur unzulänglich ge-
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prüft werden könne0 Oder die Bremsen des gekauften 
Wagens hätten einen ?ahrikationsfehler gehabt, der 
bewirkt habe? daß die Vorderradbremsen des Fahrzeugs 
ungleichmäßig gewirkt hätten» Dafür müsse, so meint 
der Kläger, die Beklagte schon an sich einstehen» 
Darüber hinaus habe die Werkstatt der Beklagten in 
Hannover den Wagen nach der zweiten Probefahrt nicht 
ordnungsmäßig überprüft, sonst wäre der Mangel der 
Bremsen erkannt und beseitigt worden» Die Beklagte 
hafte daher auch wegen Verletzung_werkvertragli2&f£

B»

Das Berufungsgericht weist die Klage ab, weil es 
nicht als erwiesen ansieht, daß der Unfall des Klä­
gers durch einen der Beklagten zur Last zu legenden 
Fehler verursacht worden ist» G-egen diese Auffassung 
wendet die Revision sich mit der Rüge? das Berufungs­
gericht habe die Beweislast falsch verteilt und sei 
infolge Verfahrens!ehiern zu unrichtigen Feststellun­
gen gelangt»

I» 1» Das Berufungsgericht ist unter I der Ent-
scheidungsgründe der Auffassung, dem Kläger sei der 
Beweis, daß die Bremsen des Fahrzeugs im Zeitpunkt 
des Kaufes und des Unfalls nicht in Ordnung v/aren, 
nicht gelungen» Dabei hat das Berufungsgericht le­
diglich den behaupteten Fabrikationsfehler im Auge, 
wie sich daraus ergibt, daß es unter II den Anspruch
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aus Verletzung des Werkvertrages und unter III die 
behauptete Fehlkonstruktion behandelte

2o Die Ausführungen des Berufungsgerichts sind 
nicht frei von rechtlichen Bedenken <>

a) Der Revision ist einmal zuzugeben, daß die 
Begründung des Berufungsgerichts, wenn ein Fehler 
bei der Nachstellvorrichtung Vorgelegen hätte, so 
hätte er sich schon bei der Überprüfung der Bremsen 
auf dem Rollenprüfstand ergeben müssen, nicht zu 
überzeugen vermag» Das Berufungsgericht setzt da­
bei voraus, daß die Überprüfung auf dem Rollenprüf­
stand sorgfältig erfolgt ist, was der Kläger gerade 
bestreitet» Das Berufungsgericht stellt auch unter 
II der Entscheidungsgründe nicht etwa fest, daß die 
Überprüfung ordnungsgemäß erfolgt ist, sondern hält 
nur für nicht erwiesen, daß sie nicht ordnungsgemäß 
vorgenommen sei» Außerdem unterstellt das Berufungs­
gericht unter III die Behauptung des Klägers als rich­
tig, die neu eingeführte automatische Nachstellvorrich­
tung könne bei der Prüfung auf dem Rollenprüfstand 
nur unzulänglich geprüft werden» Unter diesen Umstän­
den kann aus der Tatsache, daß bei der Überprüfung 
auf dem Rollenprüfstand kein Fehler festgestellt wor­
den ist, nicht die Folgerung gezogen werden, daß ein 
Mangel der Bremsvorrichtung tatsächlich nicht be­
standen hat»

b) Das Berufungsgericht führt weiter aus, zwar 
habe der Sachverständige H ö f l B Ü  sechs Tage nach dem 
Unfall festgestellt, daß das linke Vorderrad sehr
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bald - schon bei geringer Betätigung des Pußbrems- 
hebels - abgebremst werde, während das rechte Vor­
derrad noch durchgedreht werden konnte und die Brem­
se erst bei sehr starkem Bruck auf das Bremspedal 
wirkte» Ber Sachverständige halte es deswegen für 
nicht ausgeschlossen, daß durch die falsche Ein­
stellung der Vorderradbrerase der Wagen beim Unfall 
sehr stark nach links gezogen worden sei und dies 
zum Unfall geführt habe» Ber Sachverständige Boflfc 
habe demgegenüber in seinem ersten Gutachten darge­
legt , daß die Vorderradbremsen keine Mängel und Schä­
den auf gewiesen hätten» Wenn er in seinem zweiten 
Gutachten in Verbindung mit dem Prüfbericht des In­
stituts für Werkstoffkunde und dem Gutachter He^Hf 
festgestellt habe, daß die automatische Nachstellvor- 
riehtung der beiden Vorderräder verschieden stark sei, 
so könne der Kläger aus diesen Gutachten nichts für 
sich herleiteno Bie Gutachten gingen nämlich von Mes­
sungen und Untersuchungen an dem im August 1962 von 
der Beklagten reparierten Unfallfahrzeug aus» Der 
Zustand, der den Gutachten zugrunde liege, sei des­
halb nicht der Zustand im Zeitpunkt des Unfalls»
Auch lasse sich die weitere Möglichkeit, daß bei den 
verschiedenen nachträglichen Untersuchungen der Nach- 
stellvorrichtung diese falsch eingestellt worden sei , 
nicht völlig aus scheiden» Es möge zwar sein, daß 
Professor BoJB im Zeitpunkt seines ersten Gutachtens 
die Problematik der automatischen Nachstellvorrich­
tung noch nicht gekannt und deshalb die damaligen Un­
tersuchungen nicht auf diese abgestellt habe» Bie 
Ergebnisse des ersten Gutachtens verböten es aber, 
die anderen Ergebnisse des zweiten Gutachtens ohne
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v/eiteres dahin zu würdigen, daß die Lage im Zeit­
punkt des ersten Gutachtens die gleiche gewesen sei* 
Schließlich meint das Berufungsgericht, ein ungleich­
mäßiges Wirken der "beiden Vorderradbremsen ergebe 
sich auch entgegen der Meinung des Klägers nicht 
rückschließend aus dem. Unfallhergang0 Per Kläger 
sei nach der glaubhaften Bekundung des Zeugen He#-

mit einer Geschv/indigkeit von etwa 150 km ge­
fahren» Ob er, als ein Lkw plötzlich nach links aus­
scherte, daraufhin stark gebremst habe, stehe zv/ar 
nicht fest» Immerhin spreche vieles mehr für ein 
scharfes Bremsen als gegen ein solches» Es sei des­
halb möglich, daß der Unfall des Klägers darauf zu- 
rückzuführen sei, daß er zu stark gebremst habe» Ein 
fehlerhaftes Fahrverhalten des Klägers lasse sich 
zum mindesten nicht ausschließen»

Paß den Kläger die Beweislast dafür trifft,daß 
der objektive Tatbestand eines Mangels des Fahrzeugs 
vorliegt, entspricht ständiger Rechtsprechung (vgl» 
Urteil BGH vom 13» Februar 1969 - VII ZR 14/67 
BGHWarn 1969 Rr» 66 = LM BGB § 282 Nr» 18; BGHZ 51?
91? 104)» Pie Revision macht aber mit Recht geltend, 
das Berufungsgericht habe unter Verstoß gegen § 286 
ZPO den Sachverhalt nicht erschöpfend aufgeklärt»
Es habe bei der Bev/eiswürdigung nicht berücksich­
tigt, daß unstreitig auf der Straße nach dem Unfall 
Radier-, Brems- oder Blockierspüren nicht festge­
stellt v/orden seien, daß aber bei einem starken Ab- 
bremsen solche Spuren festzustellen gewesen wären» 
Paraus folge, daß der Kläger nicht scharf gebremst 
haben könne» Gleichzeitig sei damit in Frage ge-
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stellt, daß der Kläger mit einer Geschwindigkeit von 
150 km gefahren sei» Habe der Kläger aber nicht 
scharf gebremst, so spreche nach der Lebenserfah­
rung die Wahrscheinlichkeit dafür, daß der Wagen 
nur infolge ungleichmäßiger Brerastätigkeit nach links 
gezogen habe»

Unter diesen Gesichtspunkten hat das Berufungs - 
gericht den Sachverhalt nicht geprüft» Seine Fest­
stellungen über die Fahrv/eise des Klägers hat es oh­
ne Berücksichtigung der polizeilichen Ermittlungen, 
die sich aus den zum Gegenstand der Verhandlung ge­
machten Akten der Staatsanwaltschaft Hannover erge­
ben, und’'Ohne Einholung eines vom Kläger hierüber be­
antragten Gutachtens eines Sachverständigen getrof­
fen o Einer eingehenden Prüfung des ünfallherganges 
hätte es indessen bedurft» Das Berufungsgericht 
sieht zwei Umstände als denkbare Ursachen für den 
Unfall ans Entweder ein fehlerhaftes Fahrverhalten 
des Klägers oder einen Fehler der Bremsanlage« Al­
lerdings mag, wenn ein Fahrer mit seinem Wagen beim 
Abbremsen ins Schleudern gerät und dabei den Grün­
streifen der Autobahn überfährt, der Anscheinsbe­
weis für ein fehlerhaftes Verhalten des Fahrers be­
gründet sein (BGH Urteile vom 21» Februar 1961
- VI ER 107/60 - VersR 1961, 444; vom 25» Kürz 1969
- VI ZR 252/67 - VersR 1969, 636; vom 19» Dezember 
1969 - VI ZR 63/69 - VersR 1970, 284)» Diese Urtei­
le befassen sich zwar mit den Rechtsverhältnissen 
des Kraftfahrers zu einem durch den Unfall geschä­
digten Dritten» Es bestehen aber keine Bedenken, 
die in den Urteilen vertretene Auffassung entspre-
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chend auf das Verhältnis des Kraftfahrers als Käu­
fers zum Verkäufer anzuwenden, wenn der Verkäufer 
sich gegenüber den Ansprüchen des Kraftfahrers auf 
ein schuldhaftes Verhalten des Kraftfahrers beim 
Unfall berufto Wird ein fehlerhaftes Verhalten des 
Klägers in Erwägung gezogen, so bedarf es aber auch 
der Prüfung, ob ein Anscheinsbeweis nicht im gege­
benen Pall als entkräftet anzusehen ist. Was das 
Pahrverhalten des Klägers betrifft, so könnte näm­
lich ins Gewicht fallen, daß nach den Ermittlungsak­
ten die Pahrbahn trocken, gerade und übersichtlich 
und das Wetter sonnig war, also äußerer Anlaß für 
ein Schleudern nicht bestand. Der Kläger war auch 
unstreitig ein erfahrener, langjähriger Kraftfahrer, 
Wenn das Berufungsgericht gegen den Kläger den Um­
stand verwerten will, er habe bei einer Geschwindig­
keit von 150 km angesichts eines in einer Entfernung 
von 150 ra plötzlich auftretenden Hindernisses 
11 scharf” gebremst, so fehlt es für diese Annahme ei­
nes fehlerhaften Verhaltens an hinreichenden Pest­
stellungen, Gegen eine Gewaltbrerasung, die ein Schleu* 
dern hätte bev/irken können, spricht der Umstand, daß 
nach den polizeilichen Ermittlungsakten Bremsspuren 
nicht festgestellt worden sind. Dafür, daß der Klä­
ger falsch gehandelt habe, sind, wie die Revision 
zutreffend geltend macht, auch sonst keine Anhalts­
punkte hervorgetreten. Der Zeuge auf den
das Berufungsgericht sich bezieht, hat nur bekundet, 
der Kläger müsse stark gebremst haben. Das ergebe 
sich für ihn daraus, daß ohne eine starke Bremsung 
ein Zusammenstoß nicht zu vermeiden gewesen wäre.
Er, der Zeuge,*hätte das auch so getan. Der Zeuge 
macht dem Beklagten also gerade keinen Vorwurf,



Damit, daß die Beklagte den Beweis für ein feh­
lerhaftes Verhalten des Klägers nicht geführt hat-, 
hat allerdings der Kläger seinerseits noch nicht be­
wiesen, daß ein fehlerhaftes ungleichmäßiges Anspre­
chen der Bremsen das Fahrzeug zum Schleudern gebracht 
hat» Das Berufungsgericht wird aber, sofern es dar­
auf ankomraen sollte, - gegebenenfalls unter Anhörung 
eines Sachverständigen - würdigen müssen, ob nach dem 
Unfallhergang, dem Ergebnis der polizeilichen Ermitt­
lungen und den Feststellungen der Sachverständigen

B o ®  und H e ® ®  etwa so viele Beweisanzei- 
ehen für einen Fehler der Bremsvorrichtung sprechen, 
daß aus diesem Grund der Beweis als geführt anzuse­
hen isto Dabei handelt es sich um die allein dem Tat­
richter anvertraute Beweiswüraigung*

Bei der erneuten Verhandlung hat das Berufungs­
gericht auch Gelegenheit, seine Auffassung zu über­
prüfen, der Kläger könne nichts daraus herleiten, daß 
die Beklagte nach der Reparatur des Unfall fahr zeugs 
die ausgewechselten Teile, die als Beweismittel hät­
ten dienen können, nicht aufbewahrt hatB Das Beru­
fungsgericht führt aus, es lasse sich nach den gan­
zen Umständen nicht feststellen, daß die Beklagte da­
durch den dem Kläger obliegenden Beweis auch nur fahr­
lässig vereitelt habe» Die Beklagte habe von der 
Richtigkeit des ihr vom Kläger übersandten ersten 
Gutachtens des Sachverständigen Bo®, daß die Brem­
sen des Fahrzeugs in Ordnung gewesen seien, ausgehen 
dürfen. Zwar habe der Kläger gleich nach dem Unfall 
Schadens ersatz an Sprüche angedroht» Später habe er 
jedoch mit Schreiben vom 9. August 1962 sich nur noch 
an die Kulanz der Beklagten gewendet.
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Die Revision weist demgegenüber mit Recht dar­
auf hin, daß die Beklagte auch das ihr ungünstige 
Gutachten des Sachverständigen H ö ^ M  vom 3»April 
1962 erhalten habe und schon deshalb damit habe 
rechnen müssen, die ausgebauten Teile würden für 
die Schadensersatzfrage von Bedeutung sein. Im 
übrigen begegnet es Zweifeln, ob die Beklagte aus 
dem Schreiben vom 9» August 1962 entnehmen konnte, 
der Kläger wolle Schadensersatzansprüche nicht mehr 
geltend machen. In dem Schreiben wird ausdrücklich 
beanstandet, daß entgegen einer Zusage des Ver­
kaufsleiters der Unterdruckverstärker nicht ausge­
tauscht worden sei und daß bei der Notbremsung.ein 
Rad blockiert gewesen sei und daß dies den Unfall 
herbeigeführt habe. Wenn der Anwalt des Klägers 
dann erklärte, es solle die Frage nach Schuld oder 
Nichtschuld nicht aufgerollt werden, jedoch darauf 
hinwies, daß die im Rahmen von Verkaufsverhandlun­
gen mündlich gemachten Zusicherungen für die Beklag­
te genauso verbindlich sein sollten und rechtlich 
auch verbindlich seien wie schriftlich im Vertrag 
niedergelegte Zusicherungen, so konnte für die Be­
klagte kaum Zweifel bestehen, daß der Kläger, wenn 
die Schadensersatzfrage nicht durch Kulanz erledigt 
werde, auf seine angekündigten Ansprüche zurückkom­
men wolle. Unter diesen Umständen könnte die Frage, 
ob die Hauptverwaltung der Beklagten hätte sicher­
stellen müssen, daß die ausgebauten Teile erhalten 
blieben, und ob die Beklagte dem Kläger die Benut­
zung eines wesentlichen Beweismittels fahrlässig ver­
eitelt hat, einer Nachprüfung bedürfen (vgl, BGH Ur-
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teil vom 6e November 1962 - VI ZR 29/62 - TM ZPO 
§ 282 Nr« 15 - BGHWarn 1962 Nr& 232)0 Bessert der 
Hersteller einer Ware diese auf Beanstandung des 
Abnehmers durch Auswechslung des beanstandeten lei­
les aus und beseitigt er sodann den ausgewechsel­
ten Teil? so kann eine solche Handlungsweise minde­
stens dann, wenn der Hersteller damit dem Abnehmer 
das einzig mögliche Beweismittel entwindet und be­
wirkt, daß der Abnehmer einen im Herstellerbereich 
entstandenen Fehler nicht nachweisen kann, entspre­
chend der Beweisregelung für Geschehensabläufe in 
der Hers teil er Sphäre (BGHZ 51, 91, 104) dazu füh­
ren, grundsätzlich dem nachbessernden Hersteller den 
Nachteil auf zubürden, der dadurch entsteht, daß er 
den ausgewechselten Teil nicht als Beweismittel zur 
Verfügung stellt (so auch Giesen NJW 1969? 582, 585 
Fußn* 35)o

IIc Die bisherigen .Ausführungen gelten in gleicher
Weise, soweit der Schadensersatzanspruch darauf ge­
stützt wird, das Kraftfahrzeug sei nach der zweiten 
Probefahrt in der Werkstatt der Beklagten nicht ord­
nungsgemäß überprüft worden, daher seien Mängel der 
Bremsvorrichtung übersehen worden. Auch dieser An­
spruch aus Verletzung werkvertraglieher Pflichten 
setzt voraus, daß der behauptete Fehler bestanden 
hat o

Bas Berufungsgericht befaßt sich auch mit der 
Behauptung des Klägers, der Rollenprüfstand sei kein 
geeignetes Prüfgerät, um Fehler der automatischen



Rachstellvorrichtung feststellen zu können« Ss lehnt 
die beantragte Vernehmung eines Sachverständigen mit 
der Begründung ab, die Beklagte habe nicht mehr zu 
tun brauchen, als das, was üblicherweise bei der 
Überprüfung einer Bremsanlage gemacht werde« Der Klä­
ger habe nur diejenige Überprüfung erwarten und ver­
langen können, die bei derartigen Werkstattkontrollen 
allgemein üblich sei, Die Revision beanstandet, daß 
das Berufungsgericht die Vernehmung des Sachverstän­
digen Br, K o H H B f  mit unzureichenden Gründen abge­
lehnt und den Sachverständigen nicht zur Erläuterung 
seines schriftlichen Gutachtens vor das Gericht ge­
laden habe, Babei ist aber die frage, ob die Über­
prüfung der Bremsen in der allgemein üblichen und . 
ausreichenden Art vorgenommen ist, von der anderen 
Frage zu unterscheiden, ob die Beklagte, wenn sie die 
Bremseinrichtung mit einer neu konstruierten Vorrich­
tung versah, die eine gewissenhafte Überprüfung; auf 
den bisherigen Rollenprüfständen nicht mehr zuließ, 
verpflichtet war, auch neue Prüfeinrichtungen zu 
schaffen, Bie erste Frage hat das Berufungsgericht 
entgegen der Ansicht der Revision ohne Rechtsirrtum 
bejaht, Banach liegt eine Fahrlässigkeit bei der Prü­
fung selbst nicht vor, Bie zv/eite hat mit einem Ver­
schulden der Werkstattleitung nichts zu tun, sondern 
betrifft ein etwaiges Verschulden der Leitung der Be­
klagten, Biese von der Revision ebenfalls angeschnit­
tene Frage wird im folgenden Abschnitt behandelt.

III, 1, Im Laufe seiner Erwägungen unterstellt das 
Berufungsgericht die von Anfang an vom Kläger vor-



gebrachte Behauptung als richtig, bei der Brerasan- 
läge des Unfallfahrzeuges habe es sich um eine Fehl­
konstruktion gehandelt, die darin liege, daß die 
automatische Nachstellvorrichtung anfällig gegen 
Erschütterungen sei, die auf der Straße unvermeid­
bar seien und zudem bei der Prüfung auf dem Rollen­
prüfstand nur unzulänglich geprüft werden könne, so 
daß Fehler nicht feststellbar seien» Bas Berufungs­
gericht unterstellt auch, daß schon mehrfach, wie 
der Kläger behauptet, Fahrzeuge des fraglichen Wa­
gentyps und dieser Serie infolge falscher Einstel­
lung der automatischen Nachstellvorrichtung in ähn­
licher Y/eise verunglückt seien» Es meint, es könne, 
selbst wenn einem Y/erkstattleiter Fuchs gegenüber 
deswegen wiederholt Beanstandungen erhoben worden 
seien, nicht festgestellt werden, daß der Beklagten 
als Unternehmen und ihren leitenden Angestellten be­
reits im Zeitpunkt der Reparatur eine allgemeine 
Fehleranfälligkeit der automatischen Nachstellvor­
richtung bekannt gewesen sei und sie gewußt hät­
ten, daß die automatische Nachstellvorrichtung häu­
fig zu einem Zurseiteziehen des Fahrzeuges beim Brem­
sen führe» Selbst wenn das aber so wäre, erschiene 
eine Fahrlässigkeit der Beklagten angesichts des 
Gutachtens des Sachverständigen 3 o ®  und seiner aus­
führlichen Untersuchungen nicht erweisbar» Schließ­
lich sei nicht festzustellen, daß eine solche etwa­
ige Fehlkonstruktion Ursache des Unfalls des. Klä­
gers gewesen sei, weil sich nicht erweisen lasse, daß 
der Unfall auf ein ungleichmäßiges Anziehen der Brem­
sen zurückzuführen sei»
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20 a) Soweit die Revision geltend macht, der 
Sachverständige Bof| habe in seinem zweiten Gutach­
ten die Prüfung weiterer Fahrzeuge, die Unfälle ähn­
licher Art erlitten haben, ausdrücklich für er­
wünscht gehalten, und aus gleichartigen Unfällen 
könnten Schlüsse auf das Vorliegen eines Konstruk­
tionsfehlers gezogen werden, so geht dieses Vorbrin­
gen allerdings in Anbetracht der Unterstellung des 
Berufungsgerichts, daß eine Fehlkonstruktion vorlie­
ge, ins Beereo

b) Die Revision wendet sich aber mit Recht gegen 
die Ansicht des Berufungsgerichts, es sei nicht erwie­
sen, doh0 der Kläger habe nicht bewiesen, daß der Be­
klagten die Fehlerhaftigkeit der Rachstellvorrichtung 
bekannt gewesen sei»

Liegt, wie das Berufungsgericht unterstellt, ein 
Konstruktionsfehler vor, der, wie ebenfalls unter­
stellt wird, den Unfall verursacht haben kann, so han­
delt es sich um einen Fehler, der im Gefahrenbereich 
des Herstellers liegt» Für diesen Fall bürdet die 
Rechtsprechung dem Hersteller den Beweis der Schuld­
losigkeit auf» Dieser Grundsatz findet seine Recht­
fertigung darin, daß der Hersteller “näher daran“ 
ist, den Sachverhalt aufzuklären und die Folgen der 
Beweislosigkeit zu-tragen» Fr überblickt die Produkt- 
tionssphäre, bestimmt und organisiert den Herstel­
lungsprozeß und die Auslieferungskontrolle der ferti­
gen Erzeugnisseo Oft machen die Größe des Betriebes, 
seine komplizierte, verschachtelte, auf Arbeitstei­
lung beruhende Organisation, verwickelte technische



Vorgänge und dergleichen es dem Geschädigten prak­
tisch unmöglich, die Ursache des schadenstiftenden 
Fehlers aufzuklären. Der Geschädigte vermag dem Rich­
ter den Sachverhalt nicht in solcher Weise darzulegen, 
daß dieser zuverlässig beurteilen kann, ob der Be­
triebsleitung ein Versäumnis vorzuv/erfen ist oder ob 
es sich um einen "Entv/ieklungsfehler” handelt, der 
nach dem Stand der Technik und Wissenschaft vorherseh­
bar war (BGHZ 51» 91, 105)* Die genannte Entschei­
dung betrifft zwar den Fall, daß der Hersteller, weil 
Zwischen ihm und dem Geschädigten keine unmittelba­
ren Vertragsbeziehungen bestehen, aus unerlaubter 
Handlung in Anspruch genommen wird. Der VI« Zivilse­
nat weist aber zutreffend darauf hin, daß von solcher 
Beweisregel die Rechtsprechung auch bei vertraglichen 
oder quasi-vertraglichen Beziehungen zv/ischen Geschä­
digtem (Gläubiger) und Schädiger (Schuldner) ausgeht 
(für kaufverfragliche Beziehungen vglo auch BGH Ur­
teil vom 26o September 1961 - VI ZR 92/61 - LH ZPO 
§ 282 Br, 10 = BGHWarn 1961 Nr0 197)» Diese Auffas­
sung über die Verteilung der Beweislast wird auch im 
Schrifttum durchweg geteilt (Diederichaen NJW 19695 
269; Deutsch JZ 1969? 391; Neumann-Duesberg BB 1967, 
1457),o Die entv/ickelten Grundsätze beschränken sich 
auch nicht auf Schäden infolge bloßer Fabrikations­
fehler, sondern umfassen, wie der VI <, Zivilsenat mit 
Recht sagt, auch Konstruktions- und Entwicklungsfeh- 
ler o

Im vorliegenden Fall kann daher - eine Fehikon 
struktion der’ automatischen Nachstellvorrichtung un­
terstellt - die Schadensersatzpflicht des Beklag-
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ten nicht schon mit der Begründung abgelehnt werden, 
es sei nicht nachgewiesen, daß die Beklagte von Be­
anstandungen und allgemeiner Fehleranfälligkeit er­
fahren habe0 Vielmehr muß, wie die Revision zutref­
fend geltend macht, die Beklagte daitun, daß sie die 
nötigen Anstalten getroffen hat, um von der prak­
tischen Bewährung oder etwaigen Betriebsunfällen un­
terrichtet zu werden, die mit dem Versagen der Vor­
richtung Zusammenhängen können. Ist, wie der Kläger 
behauptet, die automatische Nachstellvorrichtung 
nach kurzer Zeit wieder geändert worden, so kann es 
auch nicht Sache des Klägers sein, nachzuweisen, 
daß es sich nicht lediglich um eine weitere Verbes­
serung der soeben eingeführten Neuerung, sondern um 
die Beseitigung von Mängeln gehandelt habe. Im Ge­
genteil spricht die alsbaldige Abänderung dafür, daß 
die neue Vorrichtung noch nicht ausgereift war. Ob 
dabei eine von der Beklagten zu vertretende Fahrläs­
sigkeit ihrer Konstrukteure im Spiel gewesen ist, 
läßt sich erst beurteilen, wenn die Beklagte, die 
allein dazu imstande ist, den Entwicklungsgang auf­
gedeckt hat. In diesem Zusammenhang kann, worauf die 
Revision ebenfalls verweist, auch die Ansicht des 
Sachverständigen B o S  in seinem zweiten Gutachten 
von Bedeutung sein, daß zur Klärung des Zusammen­
hanges des Unfalls mit etwaigen Mängeln an der auto­
matischen Nachstellung die Prüfung weiterer Fahr­
zeuge, die Unfälle ähnlicher Art erlitten haben,er­
wünscht sei.

Bas Berufungsgericht führt weiter aus, eine Fahr­
lässigkeit sei, selbst wenn der Beklagten Beanstandun-



gen bekannt geworden wären, angesichts des Gutach­
tens des Sachverständigen B o A  und seiner Untersuchun­
gen nicht erweisbaro Das Berufungsgericht meint er­
sichtlich, wenn der Sachverständige nach dem Unfall 
die Bremsvorrichtung für fehlerfrei gehalten habe, 
könne der Beklagten kein Vorwurf gemacht werden, daß 
sie früher Beanstandungen, von denen sie möglicher­
weise Kenntnis erhalten habe, nicht nachgegangen sei» 
Dem kann aber schon deshalb nicht gefolgt werden, 
weil das Berufungsgericht an anderer Stelle ausführt, 
der Sachverständige habe eingeräumt, im Zeitpunkt sei­
nes ersten Gutachtens die Problematik der automati­
schen Hachstellvorrichtung noch, nicht gekannt und des­
halb seine Untersuchungen auf sie nicht ausgerichtet 
zu haben o

Die Rüge der Revision, das Berufungsgericht ha - 
be verkannt, daß die Beklagte habe dafür Sorge tragen 
müssen, von allen Beanstandungen zu erfahren, wendet 
sich sinngemäß auch gegen die Auffassung des Beru­
fungsgerichts, die Beklagte habe Überprüfungen nur in 
dem Rahmen vorzunehmen brauchen, wie er bei V/erkstatt- 
kontrollen allgemein üblich sei* Das Berufungsgericht 
wird bei der erneuten Verhandlung der Sache indessen 
zu erwägen haben, wieweit ein Hersteller, der eine 
veränderte Bremsvorrichtung an Kraftfahrzeugen ein- 
führt, angesichts der besonderen Bedeutung der Brem­
sen für die Sicherheit des Kraftfahrzeuges verpflich­
tet ist, die Prüfgeräte dem neuesten Stand der Ent­
wicklung anzupasseno Träfe die vom Berufungsgericht 
untex^stellte Behauptung des Klägers zu, die automati­
sche Rachstellvorrichtung könne mit dem üblichen Rol-
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lenprüfstand nur unzulänglich geprüft werden, so 
hätte die Beklagte eine erhebliche Gefahr für Kraft­
fahrer und Dritte im Straßenverkehr gesetzt <>

c) Auch die Hilfsbegründung des Berufungsge­
richts, selbst bei Vorliegen einer Fehlkonstruktion 
sei die Klage abzuweisen, weil der Kläger nicht er­
weisen könne, daß die Fehlkonstruktion Ursache des 
Unfalls gewesen sei, ist nicht frei von rechtlichen 
Bedenkeno

Grundsätzlich hat zwar, wenn ein Yertragsteil 
bei Vertragserfüllung pflichtwidrig gehandelt hat, 
der andere feil, der durch die Pflichtwidrigkeit ge­
schädigt sein will, den ursächlichen Zusammenhang 
zwisehen der Vertragsverletzung und dem Schaden zu 
beweisen (BGH Urteil vom 13» Februar 1969 - VII ZR 
14/67 - IM BGB § 282 Hr0 18 = BGHWarn 1969 Hr, 66; 
Urteil des erkennenden Senats vom 18» Juni 1969 
- VIII ZR 148/67 - IM BGB § 433 Hr» 32 - BGHWarn 
1969 Rr0 187)• Im letztgenannten Urteil hat der er­
kennende Senat indessen ausgeführt, für den dem Ge­
schädigten obliegenden Beweis könne auch ein An­
schein sbeweis in Betracht kommen» In jenem zur Be­
urteilung stehenden Fall war der behauptete'Fehler 
geeignet, den Kraftfahrzeugunfall auch bei nicht zu 
beanstandender Fahrweise des Geschädigten herbei­
zuführen o Der Senat hat angenommen, wenn der Fehler 
auch bei einwandfreier Fahrweise einen Unfall der 
damals vorliegenden Art verursachen könne, so stel­
le der tatsächliche Eintritt des Unfalls sich als 
typischer Geschehensablauf dar«, War im hier zu be-
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urteilenden Fall, wie das Berufungsgericht unterstellt, 
die automatische Nachstellvorrichtung der Bremsen un­
fallanfällig und damit eine Fehlkonstruktion, so müß­
te erwogen werden, ob nicht etwa der Anscheinsbeweis 
begründet ist, daß ein bei der Bremsung eingetretener 
Unfall die Folge der fehlerhaften Bremsvorrichtung ist, 
Die Beklagte müßte dann Tatsachen vortragen, die hin­
reichen, um ernsthaft die Möglichkeit eines anderen 
Geschehensablaufs in Betracht zu ziehen und den An­
scheinsbeweis zu erschütterno Als ein solcher Sach­
verhalt käme nach Auffassung des Berufungsgerichts 
nur eine fehlerhafte Fahrweise des Klägers in Frage,
Baß der Kläger hierfür bisher eine ernsthafte Möglich- 
keit nicht aufgezeigt hat, ist bereits oben unter B I 
2 b ausgeführt worden, Bas Berufungsgericht durfte 
daher von seiner Unterstellung aus die Klage nicht 
schon mit der Begründung abweisen, der Kläger ha­
be den ursächlichen Zusammenhang zwischen pflichtwid­
riger Erfüllung des Kaufvertrages durch 
und dem eingetretenen Schaden nicht bewiesen.



IVo Das angefochtene Urteil v/ar daher aufzuhe­
ben und die Sache zur anderv/eiten Verhandlung und 
Entscheidung an das Berufungsgericht zurück2uver- 
v/eisen» Es hat auch über die Kosten des Revisions­
verfahrens zu befinden, da diese Entscheidung von 
dem Ausgang des Rechtsstreits abhängt« Es erschien 
angemessen, von der Befugnis des § 565 Abs, 1 Satz 2 
ZPO Gebrauch zu machen•

Dr» Haidinger Dr<> Gelhaar Br„ Mezger

Dr* Messner Dr«, Hiddemann
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